Satzung der

BurgerEnergieGenossenschaft Wolfhagen eG
Stand: 04.12.2024

Der Klimawandel und die Abkehr von der Nutzung der Kernenergie erfordern einen Umbau
unseres Energiesystems weg von fossilen und atomaren Energietragern hin zur Nutzung effi-
zienter regenerativer Energiequellen. Diesen Umbau dezentral regional zu férdern und gleich-
zeitig den sparsamen Umgang mit Energie und Wasser zu unterstitzen, ist unser Anliegen.
Indem wir den Hauptakteur der Energiewende vor Ort, die Stadtwerke Wolfhagen GmbH,
durch unsere Beteiligung starken und deren Entwicklung mitgestalten, wird eine neue Stufe im
Zusammenwirken von Energieerzeuger und Energieverbraucher erreicht. Das okologische
Bewusstsein unserer Mitglieder, aber auch der Offentlichkeit, soll durch Beratung und Projekte
gescharft werden.

§ 1 Name, Sitz

(1) Die Genossenschaft heildt BlrgerEnergieGenossenschaft Wolfhagen eG.
(2) Der Sitz ist Wolfhagen.

§2 Zweck, Gegenstand

(1) Zweck der Genossenschaft ist die wirtschaftliche Férderung und Betreuung der Mitglie-
der.

(2) Gegenstand des Unternehmens ist

a) die direkte und indirekte Investition in Vermdgensgegenstande bis insgesamt zu ei-
nem Wert von 100 Mio. EUR, bei denen aufgrund gesetzlicher Regelungen ein Min-
destertrag aus der Nutzung des Sachwerts langfristig sichergestellt ist sowie die mit
der Unterhaltung und dem Betrieb bzw. der Verwaltung der Vermégensgegenstande
in direktem wirtschaftlichem Zusammenhang stehenden Geschéafte. Die Genossen-
schaft investiert dabei ausschlieRlich in Vermégensgegenstande, mit denen aufgrund
gesetzlicher Regelungen Mindestertrage erzielt werden kénnen.

b) die Unterstitzung und Beratung in Fragen der Energiegewinnung, -einsparung, -effi-
zienz und -speicherung sowie umweltfreundlicher Mobilitat einschlielich der Infor-
mation von Mitgliedern, Dritten und der Offentlichkeit.

(3) Die Genossenschaft kann Zweigniederlassungen errichten und sich an Unternehmen
beteiligen, sofern aufgrund gesetzlicher Regelung ein Mindestertrag langfristig sicherge-
stellt ist.

(4) Die Ausdehnung des Geschéaftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zulassig.

§ 3 Mitgliedschaft, Geschiftsanteil, Zahlungen

(1) Mitglied kann jede natlrliche oder juristische Person sowie eine Personengesellschaft
und Korperschaft des o6ffentlichen Rechts werden, die Energiekunde der Stadtwerke
Wolfhagen GmbH ist oder die in einem Haushalt gemeldet ist, der einen Vertrag als
Energiekunde mit der Stadtwerke Wolfhagen GmbH geschlossen hat.

(2) Mitglied kann auch werden, dessen Mitgliedschaft im besonderen Interesse der Genos-
senschaft liegt. Bei der Aufnahme von Mitgliedern im besonderen Interesse der Genos-
senschaft ist die Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich.

(3) Der Geschéftsanteil betragt 500 EUR.
(4) Ein Mitglied darf bis zu 40 Anteile zeichnen.

(5) Der Geschéaftsanteil ist nach Eintragung in die Liste der Mitglieder sofort voll einzuzahlen.
Der Vorstand kann Ratenzahlung auf den ersten Geschaftsanteil gewahren.
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Bei Ratenzahlung sind mindestens 50,00 EUR sofort, der Differenzbetrag binnen 2 Jah-
ren einzuzahlen.

Die Mitgliedschaft wird erworben durch eine formgerechte vom Beitretenden zu unter-
zeichnende Beitrittserklarung und Zulassung durch den Vorstand. Das Mitglied ist un-
verziglich in die Mitgliederliste einzutragen und hiervon zu unterrichten.

Durch Beschluss der Generalversammlung kann ein Eintrittsgeld festgelegt werden, das
den Kapitalriicklagen zugeftihrt wird.

Beendigung der Mitgliedschaft, Auseinandersetzung, Mindestkapital

Die Mitgliedschaft endet durch

a) Kindigung (§ 5 der Satzung)

b) Ubertragung des gesamten Geschéftsguthabens (§ 6 der Satzung)

c) Tod (§ 7 der Satzung)

d) Auflésung einer juristischen Person oder Personengesellschaft (§ 8 der Satzung)
e) Ausschluss (§ 9 der Satzung)

Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf Auszahlung des Auseinandersetzungs-
guthabens. Bei Auszahlung eines Auseinandersetzungsguthabens werden Verlustvor-
trage nach dem Verhaltnis der ibernommenen Geschéftsanteile auf der Basis des letz-
ten festgestellten Jahresabschlusses anteilig abgezogen. Fir die Auszahlung ist die Zu-
stimmung des Vorstands und des Aufsichtsrates erforderlich.

Das Mindestkapital der Genossenschaft, das durch Rickzahlungen eines Auseinander-
setzungsguthabens an ausgeschiedene Mitglieder nicht unterschritten werden darf, be-
tragt 80 % der eingezahlten Geschéaftsanteile zum Ende des vorangegangenen Ge-
schéaftsjahres. Die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens ist im Verhaltnis al-
ler Auseinandersetzungsanspriiche ganz oder teilweise ausgesetzt, solange durch die
Auszahlung das Mindestkapital unterschritten wirde; von einer Aussetzung betroffene
Anspriiche aus Vorjahren haben jeweils Vorrang.

Kiindigung

Jedes Mitglied hat das Recht, seine Mitgliedschaft schriftlich zum Schluss eines Ge-
schaftsjahres unter Einhaltung einer Frist von zwei Jahren zu kindigen. Die Kiindigung
wird frihestens nach funfjahriger Mitgliedschaft zum Ende des Geschaftsjahres wirk-
sam.

Die Kindigungsfrist aus Absatz (1) gilt auch fur die Kiindigung einzelner Geschaftsan-
teile.

Das Kundigungsrecht des Pfandungsglaubigers des Mitglieds bestimmt sich nach § 66
Genossenschaftsgesetz.

Ubertragung des Geschiftsguthabens

Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschaftsjahres, sein Geschaftsguthaben
durch schriftlichen Vertrag einem anderen Ubertragen und hierdurch aus der Genossen-
schaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber an seiner Stelle Mit-
glied wird und die Voraussetzungen fir die Mitgliedschaft erflllt sind.

Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist die Ubertragung des Geschaftsguthabens nur
zuldssig, wenn mit der Zuschreibung des Geschaftsguthabens des Veraullerers der Ge-
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samtbetrag der Geschéaftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt,
den zulassigen Gesamtbetrag der Geschaftsanteile (§ 3 Absatz 4 der Satzung) nicht
Uberschreitet.

Ein Mitglied kann sein Geschaftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuschei-
den, teilweise Ubertragen und damit die Anzahl seiner Geschéaftsanteile verringern.

Die Ubertragung des Geschéftsguthabens bedarf in allen Fallen der Zustimmung des
Vorstands.

Tod eines Mitglieds

Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus. Seine Mitgliedschaft geht auf den oder die Erben
Uber. Die Mitgliedschaft der Erben endet mit dem Schluss des Geschéftsjahres, in dem
der Erbfall eingetreten ist.

Die Mitgliedschaft kann bestehen bleiben, wenn der alleinige Erbe die zum Erwerb der
Mitgliedschaft erforderlichen Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 (Energiekunde) und Abs.
4 (Hoéchstzahl Geschéaftsanteile) erfullt.

Wird ein Mitglied durch mehrere Erben beerbt, so kann die Mitgliedschaft bestehen blei-
ben, wenn sie bis zum Schluss des Geschaftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist,
einem Miterben allein (iberlassen wird, der die Voraussetzungen laut § 3 erflllt. Die Uber-
lassung ist wirksam mit Eintragung des Miterben in die Mitgliederliste; zu diesem Zweck
muss die Uberlassung von den Miterben rechtzeitig schriftlich dem Vorstand angezeigt
werden.

Auflésung einer juristischen Person oder Personengesellschaft

Wird eine juristische Person, eine Korperschaft 6ffentlichen Rechts oder eine Personen-
gesellschaft aufgeldst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des
Geschéftsjahres, in dem die Aufldsung oder das Erldschen wirksam geworden ist. Im
Fall der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Geschafts-
jahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt. Erflllt der Gesamtrechtsnachfol-
ger die Voraussetzungen nach § 3, kann die Mitgliedschaft fortgesetzt werden.

Ausschluss

Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss des Geschaftsjahres ausge-
schlossen werden, wenn

a) es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den satzungs-
mafigen oder sonstigen der Genossenschaft gegentber bestehenden Verpflichtun-
gen nicht nachkommt;

b) es durch Nichterfiillung seiner Verpflichtungen gegentber der Genossenschaft diese
schadigt oder geschadigt hat oder wegen Nichterfiillung einer Verbindlichkeit gericht-
liche MaRhahmen notwendig sind;

c) es zahlungsunfahig geworden oder Uberschuldet ist oder wenn lber sein Vermdgen
ein Antrag auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens gestellt wurde;

d) sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist;

e) die Voraussetzungen fiir die Aufnahme in die Genossenschaft nicht vorhanden waren

oder nicht mehr vorhanden sind; insbesondere die Eigenschaft ,Energiekunde der
Stadtwerke Wolfhagen GmbH* nicht mehr erfillt ist;

f) es ein eigenes mit der Genossenschaft bzw. der Stadtwerke Wolfhagen GmbH in
Wettbewerb stehendes Unternehmen betreibt oder sich an einem solchen beteiligt,
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oder wenn ein mit der Genossenschaft bzw. der Stadtwerke Wolfhagen GmbH in
Wettbewerb stehendes Unternehmen sich an dem Unternehmen des Mitglieds betei-
ligt;
g) sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren Iasst.
Fir den Ausschluss ist der Vorstand zustandig. Mitglieder des Vorstands oder des Auf-

sichtsrats kénnen jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung ausgeschlos-
sen werden.

Vor der Beschlussfassung ist dem Auszuschlieenden Gelegenheit zu geben, sich zu
dem beabsichtigten Ausschluss zu aufern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen,
auf denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der satzungsmaRige Ausschlielungs-
grund mitzuteilen.

Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf de-
nen der Ausschluss beruht, sowie den satzungsmafligen AusschlieBungsgrund anzuge-
ben.

Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen vom Vorstand unverziglich durch einge-
schriebenen Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht
mehr an der Generalversammlung teilnehmen, noch die Einrichtungen der Genossen-
schaft benutzen, sowie Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats sein.

Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den Ausschluss be-
schlossen hat, innerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes schriftlich Be-
schwerde beim Aufsichtsrat einlegen. Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats
ist genossenschaftsintern endguiltig.

Es bleibt dem Ausgeschlossenen unbenommen, gegen den Ausschluss den ordentli-
chen Rechtsweg zu beschreiten. Der ordentliche Rechtsweg ist jedoch ausgeschlossen,
wenn das Mitglied von der Beschwerdemdglichkeit gemal Absatz 6 keinen Gebrauch
gemacht hat.

Rechte der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht, nach Malligabe des Genossenschaftsgesetzes und der
Satzung, die Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen und an der Ge-
staltung der Genossenschaft mitzuwirken. Es hat insbesondere das Recht,

a) die Einrichtungen der Genossenschaft nach Maltgabe der daflir getroffenen Bestim-
mungen zu benutzen;

b) an der Generalversammlung, an ihren Beratungen, Abstimmungen und Wahlen teil-
zunehmen und dort Auskunfte Gber Angelegenheiten der Genossenschaft zu verlan-
gen;

c) Antrage fur die Tagesordnung der Generalversammlung gemalf der Satzung einzu-
reichen;

d) Antrage auf Berufung einer au3erordentlichen Generalversammlung gemaf der Sat-
zung einzureichen;

e) an den satzungsgemalf beschlossenen Ausschittungen teilzunehmen;

f) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Generalversammlung
auf eigene Kosten eine Abschrift des Jahresabschlusses, des Lageberichts, soweit
dieser gesetzlich erforderlich ist, und des Berichtes des Aufsichtsrats hierzu zu ver-
langen;

g) die Niederschrift iber die Generalversammlung einzusehen;
h) die Mitgliederliste einzusehen;
i) das zusammengefasste Ergebnis des Prifungsberichts einzusehen.
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Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft zu wahren. Das Mitglied
hat insbesondere

a) den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Beschlis-
sen der Generalversammlung nachzukommen;

b) die geltenden Allgemeinen Geschafts-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen einzu-
halten;

c) der Genossenschaft jede Anderung seiner Postanschrift und E-Mail-Anschrift, Ande-
rung der Rechtsform sowie der Inhaberverhaltnisse unverziglich mitzuteilen. Glei-
ches gilt fir Anderungen der Vertretungsbefugnis oder Mitgliedschaft, soweit Perso-
nen in ihrer Eigenschaft als Organmitglied der Genossenschaft betroffen sind;

d) der Genossenschaft die Anderung des Rechtsverhaltnisses Energiekunde der Stadt-
werke Wolfhagen GmbH anzuzeigen;

e) Angebotsunterlagen, Preise und Konditionen, Rundschreiben und sonstige Informa-
tionen der Genossenschaft gegentiber Au3enstehenden vertraulich zu behandeln.

Im Zuge des Eintritts in die Genossenschaft hat das Mitglied insbesondere folgende
Pflichten:

a) die Voraussetzungen zur Mitgliedschaft der Genossenschaft in belastbarer Form zu
Ubergeben;

b) ein der Kapitalriicklage zuzuweisendes Eintrittsgeld zu zahlen, wenn ein solches von
der Generalversammlung festgesetzt ist;

c) die Einzahlung auf den Geschéaftsanteil oder auf weitere Geschaftsanteile gemaf § 3
zu leisten.

Riicklagen

Es ist eine gesetzliche Ricklage zu bilden. Sie ist ausschlief3lich zur Deckung eines aus
der Bilanz sich ergebenden Verlustes bestimmt.

Der gesetzlichen Rucklage sind mindestens 1 % des JahresUberschusses zuzuweisen,
solange die gesetzliche Rucklage 10 % der Bilanzsumme nicht erreicht.

Neben der gesetzlichen kann eine andere Ergebnisricklage gebildet werden, Uber deren
Dotierung die Generalversammlung beschlie3t. Uber ihre Verwendung beschlie3en Vor-
stand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung.

Gewinnverwendung

Der Jahrestiberschuss kann, soweit er nicht den gesetzlichen oder anderen Ergebnis-
rucklagen (§ 12) zugefihrt oder zu anderen Zwecken verwendet wird, an die Mitglieder
nach dem Verhaltnis ihrer Geschaftsguthaben zu Beginn des Geschéftsjahres, fur den
der Jahresabschluss aufgestellt ist, verteilt werden. Bei der Gewinnverteilung sind zu-
satzlich die im abgelaufenen Geschaftsjahr auf bestehende oder neue Geschaftsanteile
geleisteten Einzahlungen vom ersten Tag des auf die Einzahlung folgenden Kalender-
vierteljahres an zu bertcksichtigen.

Solange ein Geschaftsanteil nicht voll erreicht ist, wird der Gewinnanteil nicht ausge-
zahlt, sondern dem Geschaftsguthaben zugeschrieben. Das gilt auch, wenn das Ge-
schaftsguthaben zur Deckung eines Verlustes vermindert worden ist.

Gewinnausschittungen bleiben auf jahrlich maximal 6 % des Geschaftsguthabens be-
grenzt.
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Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Generalversammlung uber die Verlust-
deckung zu beschlie3en, insbesondere dartber, in welchem Umfange der Verlust durch
Verminderung der Geschaftsguthaben oder Heranziehung der gesetzlichen Riicklage zu
beseitigen ist. Werden die Geschaftsguthaben zur Verlustdeckung herangezogen, so
wird der Verlustanteil nicht nach den vorhandenen Geschaftsguthaben, sondern nach
dem Verhaltnis der satzungsgemalien Pflichtzahlungen bei Beginn des Genossen-
schaftsjahres, flr das der Jahresabschluss ausgestellt ist, berechnet, auch wenn diese
noch rlickstandig sind.

Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nachschussen verpflichtet.

) Anspriche auf Auszahlung von Gewinnen, und Auseinandersetzungsguthaben verjah-

ren in zwei Jahren ab Falligkeit. Die Betrage werden den Rucklagen zugefihrt.

Generalversammliung

Die Generalversammlung wird mindestens einmal jahrlich durch unmittelbare Benach-
richtigung samtlicher Mitglieder durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung kann
auch per E-Mail oder per Fax erfolgen. Die Einladung muss mindestens 17 Kalendertage
vor der Generalversammlung abgesendet werden. Ergdnzungen und Anderungen der
Tagesordnung miissen spatestens zehn Kalendertage vor der Generalversammlung ab-
gesendet werden.

Eine Generalversammlung muss unverziglich einberufen werden, wenn 10 % der Mit-
glieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Grinde verlangen. Die Tages-
ordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Generalversammlung einberuft. In
gleicher Weise kdnnen 10 % der Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der
Grunde verlangen, dass flr eine bereits vorgesehene Generalversammlung bestimmte
Gegenstande zur Beschlussfassung angekiindigt werden (Erganzung der Tagesord-
nung).

Jede ordnungsgemal einberufene Generalversammlung ist beschlussfahig.
Mitglieder haben unabhangig von der Zahl der gezeichneten Anteile eine Stimme.

Juristische Personen und Korperschaften des 6ffentlichen Rechts tben ihr Stimmrecht
durch den gesetzlichen Vertreter, Personengesellschaften durch ihre zur Vertretung er-
machtigten Gesellschafter aus.

Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermachtigte Gesellschafter
kénnen sich durch Bevollmachtigte vertreten lassen.

Ein Bevollmachtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten.

Stimmberechtigte gesetzliche bzw. ermachtigte Vertreter oder Bevollmachtigte missen
ihre Vertretungsbefugnis schriftlich nachweisen.

Die Generalversammlung bestimmt die Versammlungsleitung auf Vorschlag des Auf-
sichtsrats. Der Vorsitz kann nur von einem Mitglied der Genossenschaft ausgeibt wer-
den.

(10) BeschlUsse werden gem. § 47 GenG protokolliert.
(11) Die Generalversammlung wahlt die Mitglieder des Aufsichtsrates.
(12) Die Generalversammlung kann jederzeit Mitglieder des Vorstandes mit zwei Drittel der

abgegebenen Stimmen und Mitglieder des Aufsichtsrates mit drei Viertel der abgegebe-
nen Stimmen abwahlen.
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Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Er wird vom Aufsichtsrat gewahit.
Der Aufsichtsrat bestimmt den Vorsitzenden. Die regelmafige Amtsdauer betragt drei
Jahre. Der Aufsichtsrat kann eine kirzere Amtsdauer festlegen. Der Aufsichtsrat be-
schlief3t vor der Wahl des Vorstands die Anzahl der Mitglieder. Vorstand kann nur wer-
den, wer in keinem Dienstverhaltnis zur Stadt Wolfhagen oder zur Stadtwerke Wolfhagen
GmbH steht.

Je zwei Vorstandsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied und ein Prokurist vertreten die
Genossenschaft gesetzlich.

Dienstvertrage mit Vorstandsmitgliedern werden vom Aufsichtsrat fir die Dauer ihrer
Amtszeit abgeschlossen. Die Generalversammlung kann durch Richtlinien einen Rah-
men fur die Vertrage abstecken.

Der Vorstand kann Beschliisse auch schriftlich, telefonisch und auf elektronischem
Wege fassen. Beschlusse sind zu protokollieren.

Der Vorstand fuhrt die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er bedarf der Zustim-
mung des Aufsichtsrates fur

a) die Einfihrung einer Geschaftsordnung und Geschaftsverteilung fir den Vorstand,
b) die Grundsatze der Geschaftspolitik,

c) den Wirtschafts- und Stellenplan,
)

d) auler-und/oder UberplanmaRige Geschafte, deren Wert 30.000,00 EUR Ubersteigen,
bei wiederkehrenden Leistungen in Hohe von 10.000,00 EUR berechnet bis zur mog-
lichen Vertragsbeendigung,

e) die Beteiligung an anderen Unternehmen und Vereinigungen, einschliellich Ab-
schluss von Kooperationsvertragen,

f) den Erwerb, die Belastung und Verau3erung von Grundstlicken und grundstticksglei-
chen Rechten sowie

g) die Erteilung von Prokura.

Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Generalversammlung be-
schlielt die Mitgliederanzahl vor der Wahl. Aufsichtsratsmitglied kann nur werden, wer
in keinem Dienstverhaltnis zur Stadt Wolfhagen oder zur Stadtwerke Wolfhagen GmbH
steht.

Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Erhalten mehr Bewerber die erforderliche Mehrheit als Sitze im Aufsichtsrat zu besetzen
sind, so sind die Bewerber mit den meisten Stimmen gewahlt. Bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los.

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder betragt drei Jahre. Wiederwahl ist mdglich.
Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, der ihn nach aufl3en vertritt.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder an der
Beschlussfassung teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefonisch und auf elekt-
ronischem Wege BeschllUsse fassen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied der Form der Be-
schlussfassung widerspricht.

Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstand, bestimmt den Vorstandsvorsitzenden, (iberwacht
und berat den Vorstand bei der Leitung der Genossenschaft. Er berichtet der General-
versammlung.

Des Weiteren bestimmt er die vier Vertreter der Genossenschaft im Aufsichtsrat der
Stadtwerke Wolfhagen GmbH sowie deren Tochtergesellschaften, von denen mindes-
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tens je ein Vertreter Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrates sein muss.

§ 18 Fachbeirat Energieeffizienz

(1)

(2)

3)

(4)

()

(6)

Zur fachlichen Férderung der Interessen der Mitglieder wird ein Fachbeirat Energieeffi-
zienz eingerichtet. Er hat die Aufgabe, den Vorstand der Genossenschaft zu folgenden
Themen zu beraten und ihm entsprechende Vorschlage zu Strategien und MaRnahmen
zu unterbreiten:

a) Forderung der Energieeffizienz und Energieeinsparung;

b) Forderung der optimierten Nutzung des Angebotes mit erneuerbaren Energien durch
technische Instrumente sowie 6konomische Anreize zur Nachfragesteuerung;

c) Unterstlitzung bei der Errichtung regenerativer Energieerzeugung fir den Eigenbe-
darf (PV, Solarthermie, BHKW, KWK, Geowarme, Windkraft; Wasserkraft);

d) Foérderung von Bildungs- und Informationsprojekten zur Energieeffizienz;

e) beispielhafte 6kologische und soziale Innovationen im Zusammenhang mit Energie-
effizienz.

Der Fachbeirat besteht aus mindestens drei und hochstens neun Mitgliedern der Genos-
senschaft, die besondere personliche Interessen, Erfahrungen und Kenntnisse in Bezug
auf den Einsatz erneuerbarer Energien und/oder bei Mallnahmen zur Verbesserung der
Energieeffizienz haben sollen. Sie werden von der Generalversammlung auf Vorschlag
des Vorstandes gewahlt. Die Generalversammlung legt die Zahl der von ihr zu wahlen-
den Mitglieder vor der Wahl fest. Des Weiteren entsenden die Stadtwerke Wolfhagen
GmbH, die Stadt Wolfhagen und der Energie2000 e.V. je einen Vertreter.

Jedes Mitglied ist berechtigt, in der Generalversammlung Wahlvorschlage zu unterbrei-
ten. Gewahlt ist derjenige, der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereini-
gen kann. Erhalten mehr Bewerber die erforderliche Mehrheit als Sitze im Fachbeirat
Energieeffizienz zu besetzen sind, so sind die Bewerber mit den meisten Stimmen ge-
wahlt. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

Die Amtszeit der Fachbeiratsmitglieder betragt zwei Jahre. Wiederbestellung ist zulas-
sig. Jedes Fachbeiratsmitglied kann sein Amt grundsatzlich nur mit einer Frist von drei
Monaten zum Ende eines Kalendermonats durch schriftliche Erklarung gegentber der
Genossenschaft niederlegen, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor.

Der Fachbeirat Energieeffizienz wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen
Stellvertreter, der die Sitzungen einberuft, leitet und regelmafig an den Vorstand insbe-
sondere durch Vorlage der Sitzungsprotokolle berichtet. Der Fachbeirat tritt nach Bedarf
zusammen, mindestens jedoch einmal im Kalendervierteljahr. Er kann seine Beratungen
auch als Telefonkonferenz durchfiihren sowie Beschllisse im schriftlichen oder elektro-
nischen Umlaufverfahren fassen. Der Fachbeirat ist beschlussfahig, wenn mindestens
die Halfte seiner Mitglieder anwesend ist oder an seinen telefonischen Beratungen und
Umlaufbeschlissen teilnimmt. Einzelheiten der Organisation seiner Arbeit kann der
Fachbeirat in einer Geschaftsordnung festlegen, die der Zustimmung des Vorstands be-
darf.

Der Vorstand ist berechtigt, an allen Sitzungen des Fachbeirates ohne Stimmrecht be-
ratend teilzunehmen und dem Fachbeirat Themen im Rahmen seiner fachlichen Zustan-
digkeit zur Behandlung vorzulegen. Der Fachbeirat erstattet einen mit dem Vorstand ab-
gestimmten Tatigkeitsbericht im Rahmen der jahrlichen Generalversammlung.
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> 000
Satzung der BEC aaa

BurgerEnergieGenossenschaft Wolfhagen eG WOLFHAGEN
Stand: 04.12.2024

§ 19 Auflésung

Die Genossenschaft kann mit drei Viertel der abgegebenen Stimmen in einer hierzu ein-
berufenen Generalversammlung ihre Auflésung beschlieRen.

§ 20 Geschaftsjahr

Das Geschéaftsjahr ist das Kalenderjahr.
Der Zeitraum vom 01.10.2025 bis 31.12.2025 ist ein Rumpfgeschéftsjahr.

§ 21 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen erfolgen unter der Firma der Genossenschaft im Stadtanzeiger
Wolfhagen und in der ,Hessische Niedersachsische Allgemeine (HNA).

Wolfhagen, den 04.12.2024

Der Vorstand
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	§ 1 Name, Sitz
	(1) Die Genossenschaft heißt BürgerEnergieGenossenschaft Wolfhagen eG.
	(2) Der Sitz ist Wolfhagen.

	§ 2 Zweck, Gegenstand
	(1) Zweck der Genossenschaft ist die wirtschaftliche Förderung und Betreuung der Mitglieder.
	(2) Gegenstand des Unternehmens ist
	(3) Die Genossenschaft kann Zweigniederlassungen errichten und sich an Unternehmen beteiligen, sofern aufgrund gesetzlicher Regelung ein Mindestertrag langfristig sichergestellt ist.
	(4) Die Ausdehnung des Geschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zulässig.

	§ 3 Mitgliedschaft, Geschäftsanteil, Zahlungen
	(1) Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person sowie eine Personengesellschaft und Körperschaft des öffentlichen Rechts werden, die Energiekunde der Stadtwerke Wolfhagen GmbH ist oder die in einem Haushalt gemeldet ist, der einen Vertrag al...
	(2) Mitglied kann auch werden, dessen Mitgliedschaft im besonderen Interesse der Genossenschaft liegt. Bei der Aufnahme von Mitgliedern im besonderen Interesse der Genossenschaft ist die Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich.
	(3) Der Geschäftsanteil beträgt 500 EUR.
	(4) Ein Mitglied darf bis zu 40 Anteile zeichnen.
	(5) Der Geschäftsanteil ist nach Eintragung in die Liste der Mitglieder sofort voll einzuzahlen. Der Vorstand kann Ratenzahlung auf den ersten Geschäftsanteil gewähren.   Bei Ratenzahlung sind mindestens 50,00 EUR sofort, der Differenzbetrag binnen 2 ...
	(6) Die Mitgliedschaft wird erworben durch eine formgerechte vom Beitretenden zu unterzeichnende Beitrittserklärung und Zulassung durch den Vorstand. Das Mitglied ist unverzüglich in die Mitgliederliste einzutragen und hiervon zu unterrichten.
	(7) Durch Beschluss der Generalversammlung kann ein Eintrittsgeld festgelegt werden, das den Kapitalrücklagen zugeführt wird.

	§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft, Auseinandersetzung, Mindestkapital
	(1) Die Mitgliedschaft endet durch
	(2) Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens. Bei Auszahlung eines Auseinandersetzungsguthabens werden Verlustvorträge nach dem Verhältnis der übernommenen Geschäftsanteile auf der Basis des letzten fest...
	(3) Das Mindestkapital der Genossenschaft, das durch Rückzahlungen eines Auseinandersetzungsguthabens an ausgeschiedene Mitglieder nicht unterschritten werden darf, beträgt 80 % der eingezahlten Geschäftsanteile zum Ende des vorangegangenen Geschäftsj...

	§ 5 Kündigung
	(1) Jedes Mitglied hat das Recht, seine Mitgliedschaft schriftlich zum Schluss eines Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Frist von zwei Jahren zu kündigen. Die Kündigung wird frühestens nach fünfjähriger Mitgliedschaft zum Ende des Geschäftsjahres ...
	(2) Die Kündigungsfrist aus Absatz (1) gilt auch für die Kündigung einzelner Geschäftsanteile.
	(3) Das Kündigungsrecht des Pfändungsgläubigers des Mitglieds bestimmt sich nach § 66 Genossenschaftsgesetz.

	§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens
	(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschäftsjahres, sein Geschäftsguthaben durch schriftlichen Vertrag einem anderen übertragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Auseinandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber an seiner Ste...
	(2) Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist die Übertragung des Geschäftsguthabens nur zulässig, wenn mit der Zuschreibung des Geschäftsguthabens des Veräußerers der Gesamtbetrag der Geschäftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich b...
	(3) Ein Mitglied kann sein Geschäftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuscheiden, teilweise übertragen und damit die Anzahl seiner Geschäftsanteile verringern.
	(4) Die Übertragung des Geschäftsguthabens bedarf in allen Fällen der Zustimmung des Vorstands.

	§ 7 Tod eines Mitglieds
	(1) Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus. Seine Mitgliedschaft geht auf den oder die Erben über. Die Mitgliedschaft der Erben endet mit dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist.
	(2) Die Mitgliedschaft kann bestehen bleiben, wenn der alleinige Erbe die zum Erwerb der Mitgliedschaft erforderlichen Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 (Energiekunde) und Abs. 4 (Höchstzahl Geschäftsanteile) erfüllt.
	(3) Wird ein Mitglied durch mehrere Erben beerbt, so kann die Mitgliedschaft bestehen bleiben, wenn sie bis zum Schluss des Geschäftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist, einem Miterben allein überlassen wird, der die Voraussetzungen laut § 3 er...

	§ 8 Auflösung einer juristischen Person oder Personengesellschaft
	Wird eine juristische Person, eine Körperschaft öffentlichen Rechts oder eine Personengesellschaft aufgelöst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das Erlöschen wirksam geworden i...

	§ 9 Ausschluss
	(1) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss des Geschäftsjahres ausgeschlossen werden, wenn
	(2) Für den Ausschluss ist der Vorstand zuständig. Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrats können jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung ausgeschlossen werden.
	(3) Vor der Beschlussfassung ist dem Auszuschließenden Gelegenheit zu geben, sich zu dem beabsichtigten Ausschluss zu äußern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der satzungsmäßige Ausschließungsgr...
	(4) Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf denen der Ausschluss beruht, sowie den satzungsmäßigen Ausschließungsgrund anzugeben.
	(5) Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen vom Vorstand unverzüglich durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht mehr an der Generalversammlung teilnehmen, noch die Einrichtungen der Genossenschaf...
	(6) Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversammlung den Ausschluss beschlossen hat, innerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes schriftlich Beschwerde beim Aufsichtsrat einlegen. Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist g...
	(7) Es bleibt dem Ausgeschlossenen unbenommen, gegen den Ausschluss den ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten. Der ordentliche Rechtsweg ist jedoch ausgeschlossen, wenn das Mitglied von der Beschwerdemöglichkeit gemäß Absatz 6 keinen Gebrauch gemacht ...

	§ 10 Rechte der Mitglieder
	Jedes Mitglied hat das Recht, nach Maßgabe des Genossenschaftsgesetzes und der Satzung, die Leistungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen und an der Gestaltung der Genossenschaft mitzuwirken. Es hat insbesondere das Recht,

	§ 11 Pflichten der Mitglieder
	(1) Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft zu wahren. Das Mitglied hat insbesondere
	(2) Im Zuge des Eintritts in die Genossenschaft hat das Mitglied insbesondere folgende Pflichten:

	§ 12 Rücklagen
	(1) Es ist eine gesetzliche Rücklage zu bilden. Sie ist ausschließlich zur Deckung eines aus der Bilanz sich ergebenden Verlustes bestimmt.
	(2) Der gesetzlichen Rücklage sind mindestens 1 % des Jahresüberschusses zuzuweisen, solange die gesetzliche Rücklage 10 % der Bilanzsumme nicht erreicht.
	(3) Neben der gesetzlichen kann eine andere Ergebnisrücklage gebildet werden, über deren Dotierung die Generalversammlung beschließt. Über ihre Verwendung beschließen Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung.

	§ 13 Gewinnverwendung
	(1) Der Jahresüberschuss kann, soweit er nicht den gesetzlichen oder anderen Ergebnisrücklagen (§ 12) zugeführt oder zu anderen Zwecken verwendet wird, an die Mitglieder nach dem Verhältnis ihrer Geschäftsguthaben zu Beginn des Geschäftsjahres, für de...
	(2) Solange ein Geschäftsanteil nicht voll erreicht ist, wird der Gewinnanteil nicht ausgezahlt, sondern dem Geschäftsguthaben zugeschrieben. Das gilt auch, wenn das Geschäftsguthaben zur Deckung eines Verlustes vermindert worden ist.
	(3) Gewinnausschüttungen bleiben auf jährlich maximal 6 % des Geschäftsguthabens begrenzt.

	§ 14 Verlustdeckung, Nachschussausschluss, Verjährung
	(1) Wird ein Bilanzverlust ausgewiesen, so hat die Generalversammlung über die Verlustdeckung zu beschließen, insbesondere darüber, in welchem Umfange der Verlust durch Verminderung der Geschäftsguthaben oder Heranziehung der gesetzlichen Rücklage zu ...
	(2) Die Mitglieder sind nicht zur Leistung von Nachschüssen verpflichtet.
	(3) Ansprüche auf Auszahlung von Gewinnen, und Auseinandersetzungsguthaben verjähren in zwei Jahren ab Fälligkeit. Die Beträge werden den Rücklagen zugeführt.

	§ 15 Generalversammlung
	(1) Die Generalversammlung wird mindestens einmal jährlich durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder durch den Vorstand einberufen. Die Einberufung kann auch per E-Mail oder per Fax erfolgen. Die Einladung muss mindestens 17 Kalenderta...
	(2) Eine Generalversammlung muss unverzüglich einberufen werden, wenn 10 % der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Generalversammlung einberuft. In gle...
	(3) Jede ordnungsgemäß einberufene Generalversammlung ist beschlussfähig.
	(4) Mitglieder haben unabhängig von der Zahl der gezeichneten Anteile eine Stimme.
	(5) Juristische Personen und Körperschaften des öffentlichen Rechts üben ihr Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter, Personengesellschaften durch ihre zur Vertretung ermächtigten Gesellschafter aus.
	(6) Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermächtigte Gesellschafter können sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen.
	(7) Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten.
	(8) Stimmberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte Vertreter oder Bevollmächtigte müssen ihre Vertretungsbefugnis schriftlich nachweisen.
	(9) Die Generalversammlung bestimmt die Versammlungsleitung auf Vorschlag des Aufsichtsrats. Der Vorsitz kann nur von einem Mitglied der Genossenschaft ausgeübt werden.
	(10) Beschlüsse werden gem. § 47 GenG protokolliert.
	(11) Die Generalversammlung wählt die Mitglieder des Aufsichtsrates.
	(12) Die Generalversammlung kann jederzeit Mitglieder des Vorstandes mit zwei Drittel der abgegebenen Stimmen und Mitglieder des Aufsichtsrates mit drei Viertel der abgegebenen Stimmen abwählen.

	§ 16 Vorstand
	(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Er wird vom Aufsichtsrat gewählt. Der Aufsichtsrat bestimmt den Vorsitzenden. Die regelmäßige Amtsdauer beträgt drei Jahre. Der Aufsichtsrat kann eine kürzere Amtsdauer festlegen. Der Aufsichts...
	(2) Je zwei Vorstandsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied und ein Prokurist vertreten die Genossenschaft gesetzlich.
	(3) Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern werden vom Aufsichtsrat für die Dauer ihrer Amtszeit abgeschlossen. Die Generalversammlung kann durch Richtlinien einen Rahmen für die Verträge abstecken.
	(4) Der Vorstand kann Beschlüsse auch schriftlich, telefonisch und auf elektronischem Wege fassen. Beschlüsse sind zu protokollieren.
	(5) Der Vorstand führt die Genossenschaft in eigener Verantwortung. Er bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates für

	§ 17 Aufsichtsrat
	(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Generalversammlung beschließt die Mitgliederanzahl vor der Wahl. Aufsichtsratsmitglied kann nur werden, wer in keinem Dienstverhältnis zur Stadt Wolfhagen oder zur Stadtwerke Wolfhagen ...
	(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Erhalten mehr Bewerber die erforderliche Mehrheit als Sitze im Aufsichtsrat zu besetzen sind, so sind die Bewerber mit den meisten Stimmen gewählt. Bei Stimmeng...
	(3) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder beträgt drei Jahre. Wiederwahl ist möglich.
	(4) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, der ihn nach außen vertritt.
	(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfassung teilnimmt. Der Aufsichtsrat kann schriftlich, telefonisch und auf elektronischem Wege Beschlüsse fassen, wenn kein Aufsichtsratsmitglied der For...
	(6) Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstand, bestimmt den Vorstandsvorsitzenden, überwacht und berät den Vorstand bei der Leitung der Genossenschaft. Er berichtet der Generalversammlung.
	(7) Des Weiteren bestimmt er die vier Vertreter der Genossenschaft im Aufsichtsrat der Stadtwerke Wolfhagen GmbH sowie deren Tochtergesellschaften, von denen mindestens je ein Vertreter Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrates sein muss.

	§ 18 Fachbeirat Energieeffizienz
	(1) Zur fachlichen Förderung der Interessen der Mitglieder wird ein Fachbeirat Energieeffizienz eingerichtet. Er hat die Aufgabe, den Vorstand der Genossenschaft zu folgenden Themen zu beraten und ihm entsprechende Vorschläge zu Strategien und Maßnahm...
	(2) Der Fachbeirat besteht aus mindestens drei und höchstens neun Mitgliedern der Genossenschaft, die besondere persönliche Interessen, Erfahrungen und Kenntnisse in Bezug auf den Einsatz erneuerbarer Energien und/oder bei Maßnahmen zur Verbesserung...
	(3) Jedes Mitglied ist berechtigt, in der Generalversammlung Wahlvorschläge zu unterbreiten. Gewählt ist derjenige, der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen kann. Erhalten mehr Bewerber die erforderliche Mehrheit als Sitze im Fach...
	(4) Die Amtszeit der Fachbeiratsmitglieder beträgt zwei Jahre. Wiederbestellung ist zulässig. Jedes Fachbeiratsmitglied kann sein Amt grundsätzlich nur mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats durch schriftliche Erklärung gegenü...
	(5) Der Fachbeirat Energieeffizienz wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, der die Sitzungen einberuft, leitet und regelmäßig an den Vorstand insbesondere durch Vorlage der Sitzungsprotokolle berichtet. Der Fachbeirat tri...
	(6) Der Vorstand ist berechtigt, an allen Sitzungen des Fachbeirates ohne Stimmrecht beratend teilzunehmen und dem Fachbeirat Themen im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit zur Behandlung vorzulegen. Der Fachbeirat erstattet einen mit dem Vorstan...

	§ 19 Auflösung
	Die Genossenschaft kann mit drei Viertel der abgegebenen Stimmen in einer hierzu einberufenen Generalversammlung ihre Auflösung beschließen.

	§ 20 Geschäftsjahr
	Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
	Der Zeitraum vom 01.10.2025 bis 31.12.2025 ist ein Rumpfgeschäftsjahr.

	§ 21 Bekanntmachungen
	Bekanntmachungen erfolgen unter der Firma der Genossenschaft im Stadtanzeiger Wolfhagen und in der „Hessische Niedersächsische Allgemeine (HNA)“.


